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Auf dem Weg zum trinationalen digitalen 
Oberrhein
Noch liegt der Fokus beim Thema Digitalisierung meist auf der nationalen Ebene, obwohl ihr Charakter per se themen-, 
technologie- und grenzübergreifend ist. Aufgrund ihrer geografischen Lage ist es für die Region Basel eine Chance, die 
digitale Transformation und die daraus entstehenden Wertschöpfungsketten grenzüberschreitend zu denken.

Dr. Manuel Friesecke, Geschäftsführer Regio Basiliensis

Mit seinen vier Teilgebieten Elsass, Nordwestschweiz, Südpfalz und 
Baden, sechs Millionen Einwohnern und einem Bruttoinlandspro-
dukt von 272 Milliarden Euro ist der Oberrhein eines der regiona-
len Kraftzentren Europas. Die Wirtschaft der Dreiländerregion 
verfügt über ausgeprägte technische und wissenschaftliche Kom-
petenzen – und zwar insbesondere in den Bereichen Life Sciences, 
Kommunikationstechnik sowie in den Zukunftsbranchen Nano-
technologie und Photonik. Auf beiden Seiten des Rheins finden 
Innovation, E-Government und Open Government sowie fort-
schrittliche Digitalisierungstechnik statt. Dies allerdings häufig 
nicht grenzüberschreitend intelligent vernetzt.

Die digitalen Technologien und das Datenmanagement bieten neue 
Lösungen für gesellschaftliche Herausforderungen: von einer älter 
werdenden Bevölkerung über das Gesundheitswesen, zu intelligen-
ten Transportmitteln, Sicherheit, Energiewesen und Umweltschutz. 
Vernetztes Denken, Flexibilität, Agilität und Lernbereitschaft sind 
für entsprechende Lösungsansätze von entscheidender Bedeutung. 
Die datengesteuerte Innovation ist bei dabei eine wichtige Trieb-
kraft für Wachstum und Beschäftigung, die auch die Wettbewerbs-
fähigkeit der Grenzregion am Oberrhein erheblich steigern kann. 
Übergeordnetes Ziel muss es dabei sein, Daten als wichtige Inno-
vations- und Wachstumsquelle aus verschiedenen Sektoren und 
Sachgebieten grenzüberschreitend in einem gemeinsamen Daten-
raum zusammenzuführen und zur Verfügung zu stellen.

In allen drei Ländern am Oberrhein stellt sich die Frage der Di-
gitalisierung, aber jeweils unter anderen Vorzeichen und mit 
anderen Lösungsansätzen. Ein gutes Beispiel für den Erfahrungs-
austausch und die Vernetzung ist das Interreg-Projekt «Upper 
Rhine 4.0», welches KMU durch ein grenzüberschreitendes Netz-
werk in deren Prognose- und Anpassungsprozessen begleitet und 
unterstützt. Wichtig ist neben dem Austausch der Wirtschaftsak-
teure vor allem auch die wissenschaftliche Zusammenarbeit zur 
Digitalisierung im Rahmen des Verbunds der Oberrhein-Univer-
sitäten «Eucor» und der Fachhochschulkooperation «TriRhena-
Tech».

Wie auch in anderen Grenzräumen bestehen am Oberrhein in 
Bezug auf Verfügbarkeit, Vergleichbarkeit und Harmonisierung 
von Datensätzen in den unterschiedlichen Teilräumen Defizite. 
Dies ist nicht zuletzt auf die verschiedenen nationalen Erfas-
sungssystematiken und rechtlichen beziehungsweise kulturellen 
Unterschiede beim Datenmanagement zurückzuführen. Mit fort-
schreitender Digitalisierung in immer kürzeren Entwicklungszy-
klen steigt der Bedarf an digitalen Lösungen und Datenaustausch 
an den innereuropäischen Nahtstellen rapide an. Der europäische 
Integrationsprozess bietet in dieser Hinsicht für den deutsch-
französisch-schweizerischen Grenzraum die Chance, aus der 
einstigen Randlage herauszutreten, grenzüberschreitende Ver-
flechtungen zu stärken und dadurch die Lebensqualität und Wett-
bewerbsfähigkeit zu steigern.
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Die vergangenen zwölf Monate waren keine 
einfachen für die Weltwirtschaft. Der andau-

ernde Handelsstreit zwischen den USA und China oder die Unsi-
cherheiten rund um den Brexit bereiten nicht nur den Ökonomen 
grosse Sorgen. Aus Schweizer Optik sind diese Entwicklungen 
besonders besorgniserregend. Denn vom globalen Trend hin zu 
mehr Protektionismus sind wir gleich doppelt betroffen. Erstens 
spürt die Schweizer Exportindustrie sehr 
rasch, wenn die Weltwirtschaft schwä-
chelt. In früheren Jahren konnte eine 
Baisse in Nordamerika häufig durch 
mehr Handel mit Asien ausgeglichen 
werden und umgekehrt. Doch aktuell 
taucht die Konjunktur rund um den Glo-
bus, und für die stark exportorientierte 
helvetische Wirtschaft gibt es keine Aus-
weichmöglichkeiten. Zweitens ist unser 
Land nicht Teil einer grossen Wirt-
schaftsmacht. Im Pokerspiel der Gross-
mächte sind wir Zuschauer und können 
nicht viel mehr als hoffen, dass wir mög-
lichst ungeschoren davonkommen. Das 
gelingt leider nicht immer, wie die Kon-
tingente für den Import von Stahlpro-
dukten zeigen, welche die EU als Reakti-
on auf US-Massnahmen festgelegt hat. 
Kurz gesagt: Wenn sich die grossen Wirt-
schaftsräume gegen aussen zunehmend 
abgrenzen, dann bedeutet das für die 
Schweiz nichts Gutes. 

Welche Strategie hilft uns in diesem schwierigen Umfeld? Wie 
stellen wir sicher, dass die Schweiz trotz allem ein attraktiver, 
innovativer, erfolgreicher Wirtschaftsstandort bleibt?

Primär sollten wir auf einige unserer typisch schweizerischen 
Tugenden setzen: Mut, Kreativität, Offenheit und Pragmatismus. 
Innenpolitisch heisst das: Wir müssen in Bildung und Forschung 
investieren, um die Innovationskraft zu stärken, damit wir für 
den Rest der Welt unverzichtbar bleiben. Wir müssen eine inte-
grative Gesellschaft bleiben, denn nur so lässt sich auf lange Sicht 
innere Stabilität generieren. Wir müssen ein attraktiver Standort 
sein, damit Unternehmen auch in Zukunft von der Schweiz aus 
die Weltmärkte erobern oder hier ihre Zulieferer suchen. Und 
aussenpolitisch müssen wir alles daran setzen, unseren Unter-
nehmen überall auf der Welt einen möglichst hürdenfreien 
Marktzugang zu ermöglichen.

Diese Welt beginnt direkt vor unserer Haustür, also in Europa. 
Mehr als die Hälfte unseres Aussenhandels findet im europäi-
schen Binnenmarkt statt. Über vielgliedrige internationale Wert-
schöpfungsketten sind tausende unserer KMU heute mit Unter-
nehmen in den Nachbarländern verbunden. Und die enge 

Verzahnung ist ausgesprochen erfolgreich: Gemäss jüngsten Er-
hebungen profitiert die Schweiz heute stärker vom europäischen 
Binnenmarkt als jedes EU-Mitglied. Dies ist nur möglich dank 
den bilateralen Abkommen, die uns seit mittlerweile 17 Jahren 
einen sehr guten Zugang zu diesem Binnenmarkt mit seinen über 
500 Millionen Konsumentinnen und Konsumenten gewähren. Es 
ist also von höchstem Interesse für unser Land, diesen Abkom-

men Sorge zu tragen, sie weiterzu-
entwickeln und abzusichern. 

Das dazu ausgehandelte Rahmen-
abkommen liegt leider auf Eis. 
Grund dafür ist nicht zuletzt eine 
Vorlage, die voraussichtlich im 
Mai 2020 zur Abst immung 
kommt: Die Kündigungsinitiative 
der SVP. Sie ist nichts weniger als 
ein Frontalangriff auf die Bilatera-
len – denn was nach einem Ja ge-
schieht, ist genau festgehalten. 
Exakt ein Jahr erhält der Bundes-
rat Zeit, um mit der EU über eine 
Aufhebung des Personenfreizügig-
keitsabkommens zu verhandeln. 
Die Initianten wollen dieses los-
werden, obwohl die Zuwanderung 
aus Europa seit 2013 bereits mehr 
als halbiert wurde. Wohlgemerkt 
handelt es sich dabei um das Kern-
stück der Bilateralen I und eine 
Grundbedingung für die Teilnah-

me am europäischen Binnenmarkt, wie die EU auch gegenüber 
Grossbritannien unmissverständlich klar gemacht hat. Nach die-
sem einen Jahr greift die nächste Bestimmung der Initiative: Der 
Bundesrat erhält 30 Tage Zeit, das Abkommen zu kündigen. Damit 
löst er die berühmte «Guillotineklausel» aus, die dazu führt, dass 
per Ende 2021 sämtliche sieben Abkommen der Bilateralen I weg-
fallen würden. Und damit auch der direkte Zugang der Schweizer 
Unternehmen zu ihrem wichtigsten Absatzmarkt.

In der aktuellen weltwirtschaftlichen Lage ist eine solche Stra-
tegie halsbrecherisch. Und die Initianten zeigen keinen auch nur 
halbwegs realistischen Weg auf, wie die Schweiz nach einem Ja 
ihre starke Position verteidigen könnte. Wenn es überall rüttelt 
und schwankt, macht es da Sinn, unsere mit Abstand stärkste 
Brücke einzureissen?

Brücken stärken, nicht einreissen  

Protektionismus und Konfrontation haben 2019 die Wirtschaftspolitik der Grossmächte geprägt. Aus Schweizer 
Optik ist das eine unerfreuliche Entwicklung, denn sie gefährdet unsere erfolgreiche Exportwirtschaft. Trotzdem 
verlangt die Kündigungsinitiative nun einen radikalen Bruch mit unserem wichtigsten Handelspartner.

Monika Rühl

Monika Rühl, Vorsitzende der Geschäftsleitung 
von economiesuisse




